
Gegen Uwe Scheuch wird laut Friedrich 
König, dem Sprecher der Korruptions-

staatsanwaltschaft im Justizministerium, in-
tensiv ermittelt. Anlass sind seine auf Ton-
band dokumentierten Aussagen über Kärnt-
ner Bräuche für russische Investoren: „Bei 
fünf Millionen Eigenkapital“ sei „die 
Staatsbürgerschaft, no na net, part of the 
game“, und als Gegenleistung solle auch 
„die Partei profitieren“, „in Form einer 
Spende“, „irgendwo zwischen fünf und 
zehn Prozent“. Der Inhalt des Gesprächs 
zwischen Scheuch und dem früheren FPÖ-
Pressesprecher Kurt Lukasek war im heuri-
gen Jänner von „News“ veröffentlicht wor-
den. Der stellvertretende Landeshauptmann 
und Obmann der Freiheitlichen in Kärnten 
steht im Verdacht der Bestechlichkeit, der 
Vorteilsannahme sowie der Vorbereitungs-
handlung zu beiden Delikten. 

Scheuch sah in seinen Angaben nichts, 
„was problematisch sein soll“. Lukasek 
will lediglich erkundet haben, „womit ein 
Investor rechnen muss“, wenn er in Kärnten 
tätig und Österreicher werden wolle. 
Scheuch wurde noch nicht einvernommen: 
„Ich werde immer vertröstet, bis alles aus-
gewertet ist.“ Bei den acht Beamten der 
Anfang 2009 eingerichteten Korruptions-
staatsanwaltschaft sind bisher 2500 Fälle 
gelandet, aktuell bearbeiten sie 150.

FPK-Obmann und Kärntner Vize-Landeshauptmann 

Uwe Scheuch
Seit Jänner 2010 Ermittlungsverfahren  
wegen Verdachts der Bestechlichkeit.

Früherer Botschafter der Republik Kasachstan 

Rakhat Aliyev 
Seit Sommer 2007 Auslieferungsbegehren, 
später kam dazu ein Verfahren wegen Ver-
dachts der Erpressung und Entführung.

Fast drei Jahre lang schlägt sich das Landesgericht Wien 
nun schon mit einem ebenso undurchsichtigen wie hoch-

politischen Fall herum, der eigentlich im fernen Zentralasi-
en spielt: Es geht um Rakhat Aliyev, den früheren Botschaf-
ter der Republik Kasachstan und ehemaligen Schwieger-
sohn des autoritär regierenden Präsidenten Nursultan 
Nasarbajew. 

2007 war Aliyev – lange Jahre ein Günstling des Systems, 
der im Dunstkreis des Herrscherclans zu stattlichem Reich-
tum kommen konnte – beim Regime in Ungnade gefallen. 
Gleichzeitig tauchte der Vorwurf auf, er habe zwei Bankiers 
kidnappen und verschwinden lassen. Aliyev, der sich zu die-
sem Zeitpunkt in Österreich aufhielt, kehrte daraufhin nicht 
in seine Heimat zurück. Wenig später wurde er dort unter 
anderem wegen Erpressung, Entführung und Vorbereitung 
eines Staatsstreichs zu 40 Jahren Haft verurteilt. 

Ein erstes Auslieferungsbegehren Kasachstans war zuvor 
vom Landesgericht Wien gegen immensen diplomatischen 
Druck des Regimes abgelehnt worden. Begründung: Auf-
grund der politischen und familiären Implikationen der Cau-
sa sei ein faires Verfahren gegen Aliyev nicht garantiert. 
Seither wird Österreichs Justiz mit Anzeigen gegen den Ab-
trünnigen eingedeckt. Die Staatsanwaltschaft Wien ermit-
telt, ist aber bislang auf keinen grünen Zweig gekommen: 
einerseits, weil aus Kasachstan immer neue Vorwürfe gegen 
Aliyev erhoben werden, die 
zu prüfen sind – im vergan-
genen Jänner die Behaup-
tung, er sei in den Tod ei-
ner ehemaligen Geliebten 
verwickelt, die 2004 in 
Beirut aus einem Hochhaus 
gestürzt war; und anderer-
seits, weil bei vielen Belas-
tungszeugen unklar ist, ob 
sie unbeeinflusst agieren 
können. Das heißt: Das Ver-
fahren wird sich wohl noch 
lange ziehen. Ein zweites 
Auslieferungsbegehren soll 
jedoch in absehbarer Zeit 
entschieden werden.

Uwe Scheuch Für die acht 
Korruptionsstaatsanwälte ein Fall 
von derzeit 150 

Rakhat Aliyev Österreichs Justiz wird mit Anzeigen  
gegen den Abtrünnigen eingedeckt

Ex-„Airchief“, Generalmajor i. R.

Erich Wolf
Seit April 2007 Verfahren  
wegen Verdachts der verbotenen 
Geschenkannahme.

Der Fall schien Sprengkraft für den milli-
ardenschweren Eurofighter-Kauf zu ber-

gen: Als im April 2007 bekannt wurde, dass 
die Gattin von Erich Wolf, dem „Airchief“  
des Bundesheers, von einem Lobbyisten des 
Eurofighter-Herstellers Geld bekommen hatte, 
stand Österreichs Innenpolitik kopf. SP-Ver-
teidigungsminister Norbert Darabos suspen-
dierte den Generalmajor, erstattete Strafan-
zeige wegen Verdachts der verbotenen Ge-
schenkannahme und beauftragte Experten 
mit der Prüfung eines Ausstiegsgrunds aus 
dem Jet-Ankauf. Der Knalleffekt kam dem 
Ressortchef nicht ungelegen, war die SPÖ 
doch mit dem Wahlversprechen angetreten, 
den Kauf überhaupt abzublasen.

Drei Jahre später hat Österreich statt der 
geplanten 18 nun 15 Eurofighter und Mühe, 
deren Spritkosten zu finanzieren. Und das 
Strafverfahren gegen Wolf läuft immer noch. 
Der schillernde Militär – unter seiner Ägide 
war bei einem Heeresfest auf Scheiben mit 
„Konkurrenten des Eurofighters“ (Wolf) ge-
schossen worden – wurde vor knapp zwei 
Jahren das letzte Mal einvernommen. Er be-
teuert bis heute, nichts von den ominösen 
87.600 Euro gewusst zu haben, welche die 
Agentur seiner Frau von Lobbyist Erhard 
Steininger als „Darlehen“ bekommen hatte.

Zur Erhärtung des Korruptionsverdachts 
müsste die Staatsanwaltschaft den Nachweis 
führen, dass Wolf die Entscheidung für den 
Eurofighter beeinflussen konnte, das auch 
getan hat und dass seine Frau das Geld ge-
nau dafür bekam.

Ende des Vorjahrs wurde der Generalma-
jor nach zweieinhalbjähriger Suspendierung 
auf eigenen Wunsch pensioniert. General
stabschef Edmund Entacher griff dabei zu ei-
nem Trick: Er stellte Wolf für einen Tag wie-
der in Dienst, um ihn noch am selben Tag in 
die Frühpension schicken zu können. Eine 
Entscheidung über das Verfahren soll bevor-
stehen, derzeit sind wieder Erhebungen im 
Laufen. Wolf: „Ich habe den Glauben, in ei-
ner rechtsstaatlichen Demokratie zu leben, 
verloren.“ 
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